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Empfehlung fir eine
EMPFEHLUNG DESRATES

zum Nationalen Reformprogramm Estlands 2012

und Stellungnahmen zum Stabilitatsprogramm Estlands fur die Jahre 2012-2015

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestutzt auf den Vertrag Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union, insbesondere auf
Artikel 121 Absatz 2 und Artikel 148 Absatz 4,

gestutzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates vom 7. Juli 1997 Uber den Ausbau
der haushaltspolitischen Uberwachung und der Uberwachung und Koordinierung der
Wirtschaftspolitiken', insbesondere auf Artikel 5 Absatz 2,

auf Empfehlung der Europaischen Kommission,?

gestitzt auf die Schlussfolgerungen des Européi schen Rates,

unter Beriicksichtigung der Entschlieffungen des Européischen Parlaments,’
nach Stellungnahme des Beschéftigungsausschusses,

nach Anhdrung des Wirtschafts- und Finanzausschusses,

in Erwégung nachstehender Griinde:

() Am 26.Maz 2010 nahm der Europédische Rat den Vorschlag der Européischen
Kommission fur eine neue Wachstums- und Beschéftigungsstrategie (,, Europa 2020%)
an, deren Kernpunkt eine engere Koordinierung der Wirtschaftspolitik in den
Bereichen ist, in denen Handlungsbedarf besteht, wenn Europas Potenzial fur
nachhaltiges Wachstum und Wettbewerbsfahigkeit erhtht werden soll.

(20 Am 13.Juli 2010 nahm der Rat eine Empfehlung zu den Grundziigen der
Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten und der Union (2010 bis 2014) und am
21. Oktober 2010 einen Beschluss Uber Leitlinien fir beschaftigungspolitische
Malinahmen der Mitgliedstaaten” an, die zusammen die ,integrierten Leitlinien
bilden. Die Mitgliedstaaten wurden aufgefordert, ihre nationalen Wirtschafts- und
Beschéftigungspolitiken in Anlehnung an die integrierten Leitlinien auszugestalten.

ABI. L 209 vom 2.8.1997, S. 1.

COM(2012) 321 final.

P7_TA(2012)0048 und P7_TA(2012)0047.

Beschluss 2012/238/EU des Rates vom 26. April 2012.
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Am 12. Juli 2011 nahm der Rat eine Empfehlung zum Nationalen Reformprogramm
Estlands fur 2011 an und nahm Stellung zum aktualisierten Stabilitétsprogramm
Estlands fur 2011-2014.

Am 23. November 2011 nahm die Kommission den zweiten Jahreswachstumsbericht
an, mit dem das zweite Européische Semester, d. h. die in der Strategie Europa 2020
verankerte, integrierte Ex-ante-Politikkoordinierung, eingeleitet wurde. Am
14. Februar 2012 nahm die Kommission auf der Grundlage der Verordnung (EU)
Nr. 1176/2011 den Warnmechanismus-Bericht® an, worin Estland nicht als einer der
Mitgliedstaaten aufgefihrt ist, fur die eine eingehende Prifung angestellt werden
sollte.

Am 2. M&az 2012 erklérte der Européische Rat die Stabilitét des Finanzsystems, die
Haushaltskonsolidierung und Mal3nahmen zur Wachstumsankurbelung zu Prioritaten.
Er verwies auf die Notwendigkeit, weiterhin eine differenzierte, wachstumsfreundliche
Haushaltskonsolidierung zu verfolgen, eine normale Kreditvergabe an die Wirtschaft
sicherzustellen, Wachstum und Wettbewerbsféahigkeit zu fordern, die Arbeitslosigkeit
zu bekampfen, die soziden Folgen der Krise abzufedern sowie die offentliche
Verwatung zu modernisieren. Zudem forderte er die Mitgliedstaaten auf, die
landerspezifischen Empfehlungen fir 2011 umzusetzen, diese Prioritéten in konkrete
Mal3nahmen umzusetzen sowie sie in ihre Stabilitéts- bzw. Konvergenzprogramme
und Nationalen Reformprogramme aufzunehmen.

Am 2. Mé&rz 2012 ersuchte der Europdische Rat die am Euro-Plus-Pakt teilnehmenden
Mitgliedstaaten auf3erdem, die von ihnen eingegangenen Verpflichtungen so zeitig
mitzuteilen, dass sie in ihre Stabilitéts- beziehungsweise Konvergenzprogramme und
Nationalen Reformprogramme aufgenommen werden kénnen.

Am 26. April 2012 Ubermittelte Estland sein Stabilitatsprogramm fir den Zeitraum
2012-2015 und sein Nationales Reformprogramm 2012. Um Uberschneidungen
Rechnung zu tragen, wurden beide Programme gleichzeitig bewertet.

Ausgehend von der Bewertung des Stabilitatsprogramms geméal der Verordnung (EG)
Nr. 1466/97 des Rates ist der Rat der Auffassung, dass das den Haushaltsprojektionen
des Programms zugrunde liegende makrodkonomische Szenario fur 2012-2013 unter
der Annahme eines BIP-Wachstums von durchschnittlich rund 2,4 % plausibel ist. In
der Frihjahrsprognose 2012 der Kommissionsdienststellen wird fur 2013 ein BIP-
Wachstum von 3,8 % erwartet. Die in dem Programm beschriebene Haushaltsstrategie
zielt auf eine tragféhige Haushaltspolitik flr ausgewogenes Wachstum ab, mit der ein
struktureller Uberschuss erzielt und ausreichende Kapitalpuffer gebildet werden und
der Faktor Arbeit steuerlich entlastet wird. Die Strategie stellt aul3erdem darauf ab, die
Anforderungen des Stabilitdts- und Wachstumspakts zu erfullen. Mit dem Programm
soll das mittelfristige Haushaltsziel, ab 2012 einen strukturellen Uberschuss zu
erreichen, Ubertroffen werden. Das mittelfristige Haushaltsziel spiegelt die
Anforderungen des Stabilitdts- und Wachstumspakts angemessen wider. Auf der
Grundlage des (neu berechneten) strukturellen Haushaltssaldos® steht der Anstieg der

COM(2012) 68 final.

Konjunkturbereinigter Saldo ohne enmalige und sonstige befristete Malinahmen nach
Neuberechnungen der Kommissionsdienststellen anhand der Programmdaten unter Anwendung der
gemeinsamen Methodik.
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Staatsausgaben unter Anrechnung diskretiondrer einnahmenseitiger Mal3nahmen in
samtlichen Jahren mit dem Richtwert des Stabilitdts- und Wachstumspakts fur die
Ausgaben im Einklang, ausgenommen 2013 (wenn das mittelfristige Haushaltsziel
erreicht werden soll) und 2014. Gleichzeitig sient das Programm vor, dass ab 2014
Gesamtiuberschisse erzielt werden. Die Schuldenquote liegt deutlich unter 60 % des
BIP und wird dem Programm zufolge nach 2013 voraussichtlich auf 10 % im Jahr
2015 sinken.

Estland hat 2011 einen beachtlichen Haushaltsiberschuss erzielt. Das in der
Frihjahrsprognose 2012 der Kommissionsdienststellen prognostizierte
Wirtschaftswachstum fir 2012 fallt deutlich schwéacher als 2011 aus und verringert
sich von 7,6 % auf 1,6 %, sodass die Effizienz der Ausgaben weiter Gberwacht werden
muss. Estland plant fur 2012 die EinfUhrung einer strukturellen Ausgabenkontrolle.
Sobald diese eingefihrt ist, sollten die mehrjahrigen Ausgabenziele noch verbindlicher
gemacht werden. Somit hat Estland die diesbezligliche Empfehlung von 2011
teilwel se umgesetzt.

Was den Arbeitsmarkt anbelangt, so wurden im Bereich der steuerlichen Behandlung
des Faktors ,Arbeit® Mal3nahmen ergriffen. Die Arbeitsanreize konnten jedoch
verbessert werden, indem der zunehmende Trend zur Inanspruchnahme von
Sozialleistungen bei Behinderung oder Arbeitsunféhigkeit angegangen wird und sich
Arbeit fir Bezieher niedriger und hoher Einkommen, die Arbeitslosenunterstiitzung
und Elterngeld erhalten, lohnt. Wahrend bel der Senkung der hohen Arbeitslosigkeit
vielversprechende Fortschritte erreicht wurden, ist die Jugendarbeitslosigkeit immer
noch hoch. Infolgedessen steigt das Armutsrisko bei Kindern in
Erwerbslosenhaushalten, weswegen es wirksamer Sozialdienste, einschliefdich
Familiendienstleistungen, bedarf. Die Unterstitzung von Familien konnte
budgetneutral effizienter gestaltet werden, indem die Familien- und Elterngelder
gezielter  gesteuert  werden und die  kinderabhangige  ineffiziente
Einkommenssteuersenkung abgeschafft wird.

Die Mal3nahmen im Nationalen Energieeffizienz-Aktionsplan sind angesichts der
derzeitigen Verlagerung des Verkehrs auf nicht offentliche Verkehrsmittel nicht
ausreichend. Estland hat die energieintensivste Flotte an Neufahrzeugen in der EU.
Die Kraftfahrzeugsteuern reichen nicht aus, um eine Anderung des
Verbraucherverhaltens zu bewirken. Einige EU-Richtlinien im Energiebereich sind
bisher noch nicht vollsténdig umgesetzt worden. Estland muss nach wie vor seine
Energieversorgung diversifizieren. Die Elektrizitétsinfrastruktur kdnnte modernisiert
werden, um zunehmend Windenergie zu integrieren.

Die Berufsausbhildung wurde hinsichtlich ihrer Qualitét und des Angebots erheblich
verbessert, und fur 2012-2013 sind noch weitere M odernisierungsmal3nahmen geplant.
Weiterer  Verbesserungsbedarf — besteht  allerdings beim  Ubergang  von
allgemeinbildenden Schulen zu Berufsschulen, wobei die flachendeckende Einfihrung
von dualen Berufsausbildungssystemen in Erwagung gezogen werden konnte.
Lebenslanges Lernen findet mehr Zuspruch, doch ist das Angebot fir gering
gualifizierte Arbeitskréfte noch unzureichend. Das Bildungs- und Ausbildungssystem
ist nach wie vor nicht optimal auf den Bedarf des Arbeitsmarkts ausgerichtet. Zudem
mussen neben einer dringend erforderlichen Reform des oberen Sekundarbereichs die
Bildungsdienstleistungen der Stadte und Gemeinden verbessert werden. Dartber
hinaus arbeiten die héheren Bildungseinrichtungen noch zu wenig mit Unternehmen
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zusammen, wahrend der wissensintensive Teil des privaten Sektors weiter entwickelt
werden muss.

Um den demografischen Veranderungen Rechnung zu tragen und eine ausgewogene
wettbewerbsfordernde regionale Entwicklung sicherzustellen, muss langfristig die
Tragfahigkeit der Finanzen der lokalen Verwaltungen, eine bessere Bereitstellung
offentlicher Dienstleistungen und die bestmdgliche Nutzung relativ verstreuter
Ressourcen gewahrleistet werden. Die meisten lokalen Verwaltungen sind klein und
haben daher  Schwierigkeiten, flachendeckend die nétigen  Sozial-,
Gesundheitsversorgungs-, Arbeitsmarkt-, Verkehrs- und Bildungsleistungen zu
erbringen.

Estland ist im Rahmen des Euro-Plus-Pakts eine Reihe von Verpflichtungen
eingegangen. Diese Verpflichtungen und die Umsetzung der 2011 eingegangenen
Verpflichtungen beziehen sich auf die Forderung der Beschaftigung sowie auf die
Verbesserung des Wettbewerbs und der Tragfahigkeit der 6ffentlichen Finanzen. Die
Kommission hat die Umsetzung des Euro-Plus-Pakts bewertet. Die Ergebnisse dieser
Bewertung sind in die Empfehlungen eingeflossen.

Im Rahmen des Europdischen Semesters hat die Kommission die Wirtschaftspolitik
Estlands eingehend analysiert. Dartiber hinaus hat sie das Stabilitétsprogramm und das
Nationale Reformprogramm bewertet. Dabei hat sie nicht nur deren Relevanz fir eine
auf Dauer tragfahige Haushalts-, Sozial- und Wirtschaftspolitik in Estland, sondern
auch deren Ubereinstimmung mit EU-Vorschriften und -Richtungsvorgaben
berticksichtigt, um durch auf EU-Ebene entwickelte Vorgaben fir kinftige nationale
Entscheidungen die wirtschaftspolitische Steuerung der Europaischen Union
insgesamt zu verstarken. Ihre Empfehlungen im Rahmen des Européischen Semesters
sind in die Empfehlungen 1 bis 5 eingeflossen.

Hiervon ausgehend hat der Rat das Stabilitétsprogramm Estlands geprift; seine
Stellungnahme” hierzu spiegelt insbesondere die Empfehlung 1 wider.

EMPFIEHLT, dass Estland im Zeitraum 2012-2013

1

seine solide Haushaltdage aufrechterhélt, indem die vorgesehenen Haushaltsplane
umgesetzt werden, das mittelfristige Haushaltsziel spétestens 2013 erreicht und der
Richtwert fur die Ausgaben eingehalten wird; die geplante Ausgabenkontrolle durch
verbindlichere mehrjahrige Ausgabenziele im mittelfristigen Haushaltsrahmen
erganzt, die offentlichen Ausgaben noch effizienter einsetzt und die Bekdmpfung der
Schattenwirtschaft intensiviert;

die Arbeitsanreize durch Kirzungen im Sozialsystem verbessert und die Steuerung
von Sozialleistungen bel Behinderung oder Arbeitsunféhigkeit und des Elterngelds
stérker flexibilisiert und dabei einen angemessenen Sozialschutz sicherstellt; das
Angebot an Sozialleistungen verbessert, die Familien- und Elterngelder gezielter
steuert und kinderabhéngige verzerrende Einkommenssteuersenkungen abschafft;
mehr junge Menschen und Langzeitarbeitslose in den Arbeitsmarkt einbindet;

Gemal3 Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates.
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Bildung, Aus- und Waelterbildung besser auf den Bedarf des Arbeitsmarktes
ausrichtet und gleichzeitig die Zusammenarbeit zwischen Hochschulen und
Unternehmen verbessert; gering qualifizierten Arbeitskraften verstarkt Gelegenheiten
bietet und den Zugang zum lebenslangen Lernen verbessert; die Forschung und
Innovation vorrangig férdert und internationalisiert;

besonders bei Gebduden und im Verkehr die Energieeffizienz steigert und die
Umweltanreize fur Kraftfahrzeuge und in der Abfallwirtschaft verstérkt,
einschliefdlich durch Anreize im Zusammenhang mit der Besteuerung von
Kraftfahrzeugen; die Nutzung erneuerbarer Energien fordert, einschliefdlich durch
Verbesserungen der Infrastruktur und Rechtsvorschriften; weitere
grenziiberschreitende Energieverbindungen schafft, um die relative Isolation des
Energiemarkts zu beenden;

die finanzielle Tragfahigkeit der kommunalen Haushalte steigert und dabel die
Effizienz der lokalen Verwaltungen verbessert und wirksame Offentliche
Dienstleistungen sicherstellt, insbesondere durch bessere Anreize fur die
Zusammenlegung von Kommunen oder deren verstdrkte Zusammenarbeit;
zweckdienliche Reformvorschldge innerhalb eines angemessenen Zeitrahmens
vorlegt.

Geschehen zu Briissel am

Im Namen des Rates
Der Prasident/Die Prasidentin
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	gestützt auf die Schlussfolgerungen des Europäischen Rates,

